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dAS WIR entscheidet.

der wert der arbeit

Aufstieg durch Bildung

moderne familienpolitik

die Rente zum leben

moderne wirtschaft

gerechte steuern

gegen steuerbetrug

gut für Frauen und Männer

die Bürgerversicherung

bezahlbares wohnen

Umwelt
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ein zweites argumentationskarten-set wird folgende themen umfas-
sen: Pflege, Energie, Verbraucherpolitik, Europa, Internationales, De-
mokratie, Moderne Gesellschaft, Integration, Kultur, Innere Sicherheit, 
Netzpolitik, Jugendpolitik und Ostdeutschland.



WAs Wir WoLLen – eine gereCHtere geseLLsCHAFt 

Wohlstand für alle können wir nur erreichen, wenn alle gemein-
sam mit anpacken. Nur gemeinsam können wir dafür sorgen, dass 
gerechte Löhne gezahlt werden und Arbeitsplätze sicher sind. Nur so 
können wir das Versprechen einlösen, dass die Mühen und Anstren-
gungen auch wirklich Sicherheit und Wohlstand bringen. Und nur so 
können wir den Banken die Grenzen aufzeigen.

unser Land ist unter schwarz-gelb ungerechter geworden. Zu viele be-
kommen ihren gerechten teil vom gemeinsam erarbeiteten erfolg nicht:
u	Auf dem Arbeitsmarkt wird Gerechtigkeit mit Füßen getreten. 
 Wir erleben Missbrauch von Leiharbeit, Niedrigstlöhne, Ungleich-
 bezahlung auf der einen und exorbitante Managergehälter, milli-
 onenschwere Abfindungen und Selbstbedienungsmentalität auf 
 der anderen seite.

das Wir entscheidet             
Uns geht es um ein neues Miteinander. Unser 
Maß ist die Balance zwischen ökonomischer 
Kraft, sozialer Verantwortung und der Würde 
jedes Einzelenen. Unser Ziel ist ein tolerantes 
und offenes Zusammenleben, das von Gemeinsinn 
geprägt ist. Wir werden besser und gerechter 
regieren. Wir stehen für eine Gesellschaft, in der 
das WIR entscheidet.  

u	Das Bankkonto der Eltern entscheidet zu oft über Bildungschan-
 cen, nicht das Talent und die Anstrengung der Kinder. Eltern 
 verzweifeln an den Zuständen in Kitas und Schulen, Studierende 
 an den geforderten Gebühren, Schülerinnen und Schüler am 
 Druck. Die Probleme sind beschrieben, aber bei weitem nicht 
 beseitigt. 

u	Arm und reich sind wieder extreme Gegensätze in Deutschland. 
 So mancher Reiche stiehlt sich davon, zahlt keine Steuern – auf 
 Kosten der Gemeinschaft. Die Regierung Merkel beschönigt die 
 Lage. 

Rot-Grün: Besser und gerechter

Wir sind uns mit der großen Mehrheit der Menschen in Deutschland 
einig: die gezielte erhöhung der steuern für Spitzeneinkommen und 
die Wiederbelebung der Vermögensteuer sind gerecht und notwen-
dig für die Investitionen in unsere Zukunft: für gute Bildung, Infra-
struktur, starke Gemeinden und Schuldenabbau. 

Die Regierung Merkel hatte vier Jahre Zeit, sich um die Probleme in 
Deutschland zu kümmern. Stattdessen hat sie geredet und angekün-
digt, aber nicht gehandelt. 

Am 22. september geht es um eine klare Alternative: Rot-grüne 
Politik, die besser gemacht und gerechter ist. Im Interesse Aller. Oder 
Schwarz-Gelbe Ankündigungspolitik, die die Gesellschaft spaltet und 
Interessen Weniger bedient.



WAs Wir WoLLen 
u	Den gesetzlichen mindestlohn: 8,50 Euro pro Stunde sollen alle  
 mindestens verdienen – überall, in jeder Branche, garantiert.
u	gute tarifverträge: Wir schaffen bessere Möglichkeiten, dass Tarif- 
 verträge allgemeinverbindlich werden – also für alle Arbeitgeber  
 und Beschäftigten einer Branche gelten.
u	gleiche Arbeit, gleicher Lohn: Für Frauen und Männer. Und für  
 Leiharbeiter und Festangestellte.
 
mAnCHe BeHAupten... 
... der Mindestlohn vernichte Arbeitsplätze. Das ist falsch! das zeigen 
die Erfahrungen in 20 EU-Staaten mit Mindestlohn. Falsch ist auch die 
Behauptung, der Mindestlohn sei ein Eingriff in die Tarifautonomie. 
Er ist die untere Grenze für einen menschenwürdigen Lohn. Oberhalb 
dessen können die Tarifpartner weiter frei die Lohnhöhe aushandeln.
 
konkret heißt das...
... 6,8 millionen arbeiten für weniger als 8,50 Euro. Sie bekommen durch 
den Mindestlohn mehr Geld. Und der Steuerzahler spart rund 4 milli-
arden euro, weil Armutslöhne nicht mehr aufgestockt werden müssen.

Der Wert Der ArBeit             
Arbeit verdient respekt, Anerkennung – und einen 
ordentlichen lohn. Für viele Millionen gilt dAs 
Aber nicht: sie Arbeiten Für billiglöhne, die nicht 
zuM leben reichen, in beFristeten verträgen oder 
unter schlechten Arbeitsbedingungen.

1 meHr gute Argumente

u	Wir werden die Regeln für Leiharbeit so konkret fassen, dass sie  
 nicht mehr reguläre Arbeit verdrängen kann – sondern einge-  
 setzt wird, um kurzfristige Auftragsspitzen abzufedern. Dasselbe  
 gilt für Werkverträge. Und Betriebsräte werden mehr mitbestim- 
 men können bei dem Einsatz von Leiharbeit und Werkverträgen  
 in ihren Betrieben.
u	Frauen verdienen durchschnittlich 22 prozent weniger als Männer  
 – oft sogar bei gleicher Arbeit. Wir beenden diese Benachteiligung  
 mit einem entgeltgleichheitsgesetz. Das macht in einem ersten  
 Schritt Lohndiskriminierung in einem Betrieb sichtbar. Anschließend  
 kann sie beendet werden. 
u	Fast jeder zweite neue Arbeitsvertrag wird inzwischen nur noch  
 befristet abgeschlossen. Das nimmt vor allem jungen Menschen  
 Sicherheit für ihre Lebensplanung. Wir schaffen darum Befristungen  
 ab, die nicht sachlich begründet werden können.  

2012 arbeiteten nur noch 67 % in einem normalarbeitsverhältnis.

26 % arbeiteten in teilzeit: 45 % der Frauen, 10 % der männer.

50 % der atypischen Beschäftigten arbeiteten zu niedriglöhnen.

23 % aller Beschäftigten arbeiteten im niedriglohnsektor.

Jeder zweite neue Arbeitsvertrag wird nur noch befristet geschlossen

3 miLLionen ArBeitsLose sinD tAtsäCHLiCH

keine erFoLgsmeLDung, Denn:



meHr gute Argumente

u	schwerer Aufstieg und keine Chancengleichheit: 80% der Jugend- 
 lichen schaffen keinen höheren Bildungsabschluss als ihre Eltern.  
 Und nur 24% der Jugendlichen, deren Eltern keine Akademiker  
 sind, schaffen überhaupt den Zugang zur Hochschule. Wichtig  
 sind darum das gebührenfreie Studium und ein starkes BAföG.
u	Jedes Jahr finden 80.000 Jugendliche keinen Ausbildungsplatz.  
 Obwohl Fachkräfte gebraucht werden. Ausbildungsgarantie und  
 branchenbezogene Ausbildungsfonds schaffen Perspektiven ohne  
 die Unternehmen aus ihrer Pflicht zu entlassen.
u	die Ausbildungsqualität muss stimmen. Dazu gehört auch eine  
 Mindestausbildungsvergütung. 
u	Rund 1,5 Millionen junge Erwachsene zwischen 25 und 35 Jahren  
 ohne Schul- oder Berufsabschluss brauchen eine „2. Chance auf  
 Berufsausbildung“. Wir machen das mit einem Sofortprogramm. 

arbeiterkinder

Abschluss
Sekundarstufe IIAkademikerkinder

Hochschul-
zugang

45

24

7181

100

100

Arbeiterkinder schaffen es
deutlich seltener auf die 
Hochschule als Akademikerkinder

für Bildungsgerechtigkeit sorgen

WAs Wir WoLLen 
u	Investieren: ab 2014 jährlich schrittweise bis zu 20 milliarden euro 
 mehr. Damit wir international auf den Durchschnitt vergleichbarer 
 Länder kommen.
u	kostenfrei von der kita bis zur Hochschule: Studiengebühren  
 wird es mit uns auch in Zukunft nicht geben, Kita-Gebühren werden  
 schrittweise abgeschafft.
u	Das Kooperationsverbot im Grundgesetz muss weg, damit Bund  und  
 Länder vernünftig zusammenarbeiten können – für beste Bildung.
 
mAnCHe BeHAupten... 
... wer gut ist, kommt auch weiter. Das ist falsch! Bildungserfolg wird 
immer noch vererbt: 61 % der Kinder auf dem Gymnasium haben 
Eltern mit Abitur, nur 10 % mit höchstens Hauptschulabschluss. Wir 
müssen in Bildung investieren, damit alle die gleichen Chancen haben.

konkret heißt das...
... Bildungsinvestitionen wirken: mit dem 4-milliarden-ganztagsschul-
programm der SPD wurden von 2003 bis 2009 über 8.000 ganztags-
schulen geschaffen. Davon profitieren aber erst 30% der schülerinnen 
und schüler. Darum: investieren in bessere Qualität und mehr Plätze.

AuFstieg DurCH BiLDung             
eltern Mit gut geFüllteM konto können ihren kin-
dern beste bildung bieten. dAs sind chAncen, die 
Andere nicht hAben. dAbei ist bildung ein grund-
recht – unverzichtbAr Für ein selbstbestiMMtes 
leben, Für erFolg iM beruF. dAs steht Allen zu.
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WAs Wir WoLLen 
u	keine kita-gebühren mehr: Wir entlasten die Familien durch die 
 schrittweise Abschaffung der Elternbeiträge für alle Kinderkrippen 
 und Kindertagesstätten. Das bedeutet konkret für Eltern eine Ent-
 lastung von 160 Euro pro Monat oder rund 1.900 Euro pro Jahr!
u	Das neue kindergeld. Das ist gerecht, weil Familien mit weniger  
 als 3.000 und Alleinerziehende unter 2.000 Euro Bruttoeinkommen  
 mehr bekommen: bis zu 140 euro zusätzlich pro Kind und Monat.
u	Zeit für kinder und Beruf – mit der Familienarbeitszeit: wenn  
 Eltern partnerschaftlich ihre Arbeitszeit reduzieren, zum Beispiel  
 auf 30 Stunden, wird ein Teil des Lohnverlusts ausgeglichen.
 
mAnCHe BeHAupten...
... das 2-Milliarden-Betreuungsgeld schaffe Wahlfreiheit. Das ist falsch! 
Vielmehr hält es viele Frauen von eigener Berufstätigkeit fern – und 
viele Kinder von wichtiger Förderung. Echte Wahlfreiheit gibt es nur mit 
guter Betreuung. Dafür müssen die 2 Milliarden Euro investiert werden.
 
konkret heißt das...
... der verheiratete Krankenpfleger (2.700 Euro brutto) bekommt mit dem 
Neuen Kindergeld für seine beiden Töchter statt 368 jetzt 468 euro.

moDerne FAmiLienpoLitik             
Für viele eltern ist es iMMer noch schwer, 
FAMilie und beruF unter einen hut zu bekoMMen. 
oFt Fehlen betreuungsplätze, Arbeitszeiten sind 
Meist unFlexibel. und beiM kindergeld ziehen 
FAMilien Mit kleineM einkoMMen den kürzeren.

3 meHr gute Argumente

u	Wir werden schrittweise ab 2014 jährlich 20 milliarden euro  
 zusätzlich in Bildung und Betreuung investieren – das sind rund  
 1.500 euro für jedes kind unter 16 Jahren.
u	Frühe Förderung bringt gleiche Startchancen. Mit dem Verzicht auf  
 das Betreuungsgeld können zusätzlich 200.000 kita-plätzen unter- 
 halten werden. Darüber hinaus werden wir den rechtsanspruch 
 auf ganztagsplätze an Kitas und Schulen schrittweise bis 2020 
 einführen.
u	Rund 400.000 kinder leben in versteckter Armut – weil die  
 nötigen Hilfen bei den Familien oft nicht ankommen. Diese Kinder  
 und ihre Eltern profitieren vom Neuen Kindergeld.
u	90 prozent der Menschen in Deutschland wollen, dass der staat  
 benachteiligte Familien besser unterstützt. 

pArtnersCHAFtLiCH LeBen – WunsCH unD WirkLiCHkeit

Und warum klappt das nicht? 45 % sagen, das Einkommen würde 
nicht reichen, wenn sie ihr Wunschmodell umsetzten.

Das partnerschaftliche Modell „beide arbeiten 30 Stunden und 
teilen sich Haushalt und Kinderbetreuung“ wünschen sich laut 
einer Umfrage 38 % der Eltern, die mit einem Partner leben.

nur 6 %  gelingt 
das auch.



WAs Wir WoLLen 
u	Wir sorgen für mehr sozialversicherte Arbeit, für den gesetzlichen  
 Mindestlohn und für gute Tariflöhne. Das bringt auch gute renten.
u	Die volle rente schon ab 63: Keine Abschläge – für alle, die 45 Jahre  
 in die Rentenversicherung gezahlt haben. Und wer gesundheitlich  
 nicht mehr kann, bekommt Erwerbsminderungsrente ohne Abschlag.
u	Für Ältere, die lange gearbeitet aber wenig verdient haben, kommt  
 der Mindestohn zu spät. Für sie wird es die solidarrente geben:  
 850 euro mindestens. Und für Eltern, deren kinder vor 1992 geboren  
 wurden, werden die Berücksichtigungszeiten ausgedehnt – da  
 sie nicht voll arbeiten konnten, weil es zu wenig Kitas gab.
 
mAnCHe BeHAupten... 
... das gesetzliche Rentensystem habe ausgedient. Das ist falsch! Gerade 
die Finanzmarktkrise zeigt die Vorteile einer solidarischen Absicherung.
 
konkret heißt das...
... wer 45 Jahre durchschnittlich verdient hat und mit 63 in Rente geht, 
hat mit uns monatlich 133 euro mehr. Bei 20 Jahren Rentenbezug sind 
das fast 32.000 euro.

Die rente Zum LeBen             
wir Alle brAuchen sicherheit Für dAs Alter. vie-
le sorgen sich Aber, dAss die rente nicht reicht.      
die spd ist die einzige pArtei, die Antworten bie-
tet – die einzige pArtei Mit eineM geschlossenen 
rentenkonzept. 

4 meHr gute Argumente

u	Die schrittweise Anhebung des renteneintrittsalters wird es mit  
 uns nur geben, wenn die mehrheit der älteren sozialversichert be- 
 schäftigt ist. Denn sonst bedeutet die Anhebung eine Rentenkürzung.
u	Wir schaffen ein einheitliches rentensystem in ost- und West-  
 deutschland – bis 2020.
u	Wir stärken zusätzlich die betriebliche Altersvorsorge: Jeder   
 Beschäftigte muss von seinem Arbeitgeber ein Angebot bekommen  
 – natürlich bei freier Wahl, ob er oder sie es annimmt.

Abschlagsfreie Rente
garantiert nach

45
Versicherungsjahren
ab dem 63. Lebensjahr

Solidar-
rente

Solidarrente
850 euro
bei 40 Versicherungsjahren
und 30 Beitragsjahren

Sicher in Rente gehen



WAs Wir WoLLen 
u	moderne infrastruktur. Wir treiben den Ausbau des schnellen inter- 
 nets voran und sanieren die Verkehrswege: 2 Milliarden Euro Investi- 
 tionen durch den Bund.
u	mehr und bessere Bildung: schrittweise ab 2014 bis zu 20 Milliarden  
 zusätzliche Bildungsinvestitionen – auch, um digitale kompetenzen  
 zu fördern. Und ein Laptop für jede Schülerin und jeden Schüler.
u	eine neue gründungskultur für gute Ideen, für Innovationen   
 fördern: Die Kürzungen beim existenzgründerzuschuss werden  
 wir darum rückgängig machen. Und mehr Risikokapital für junge  
 Unternehmen mobilisieren.

 mAnCHe BeHAupten... 
... die Infrastruktur in Deutschland sei spitze. Das ist falsch! Inzwischen 
sind viele Straßen, Brücken, Kanäle marode. Die Merkel-Regierung hat 
die Sanierung verschlafen – ebenso wie den Ausbau moderner Kommu-
nikationsnetze. 
 
konkret heißt das...
... beim Ausbau von Internet-Breitbandverbindungen liegt sogar Rumä-
nien vor Deutschland.

moDerne WirtsCHAFt             
die vierte industrielle revolution läuFt: nAch 
dAMpFMAschine, elektrizität und coMputer geht 
es jetzt uM digitAle vernetzung Für neue produk-
te und prozesse . und es geht uM eine neue grün-
dungskultur. weichen stellen, chAncen nutzen.

5 meHr gute Argumente
u	immer weniger existenzgründungen: 2012 sind in Deutschland die  
 Existenzgründungen auf den niedrigsten Stand seit 2000 gesunken.  
 Vor allem Startkapital für Gründer fehlt. In den usA werden jährlich  
 über 10 milliarden euro an Risikokapital in junge Firmen investiert.  
 in Deutschland sind es nur 500 millionen.
u	schnelles internet ist mangelware: Anfang 2011 waren in West 
 deutschland nur 43 % der Haushalte mit schnellem Internet versorgt.  
 Im Osten waren es sogar nur 25 %. Und in ländlichen Regionen ist  
 es praktisch nicht vorhanden: im Westen 3,3 %, im osten 0,3 %. 
u	marode Verkehrswege: Allein für den Erhalt und den Betrieb der  
 Bundesfernstraßen fehlen jährlich 800 millionen euro. hinzu  
 kommt eine halbe milliarde jährlich, um die schäden durch Ver- 
 nachlässigung zu beseitigen. Für den Erhalt der schienenwege  
 müssen zuätzlich jedes Jahr rund eine milliarde euro zusätzlich  
 investiert werden.

In Deutschland ist das Internet langsamer 
als in vielen anderen Ländern

1. Südkorea

11. rumänien

17. Österreich

19. Deutschland

4. Lettland

schnelles Internet für moderne wirtschaft 



WAs Wir WoLLen 
u	der neue spitzensteuersatz soll 49 prozent betragen: ab einem  
 zu versteuernden Einkommen von 100.000 euro für singles und  
 200.000 euro für ehepaare. 
u	Wir wollen, dass auch millionen-Vermögen wieder einen Beitrag  
 leisten. Dafür werden wir die Vermögensteuer wieder einführen. 
 
mAnCHe BeHAupten... 
... auch die mittelschicht muss dann mehr zahlen. Das ist falsch! Nach 
unserem Konzept sind zum Beispiel Facharbeiter, Krankenschwestern 
oder Lehrer nicht betroffen. Aber der alleinstehende Facharzt mit 
85.000 Euro Jahreseinkommen zahlt etwas mehr: 13 Euro monatlich!

konkret heißt das...
... es werden weiterhin nur absolute Spitzenverdiener besteuert, 
aber auch unterhalb des neuen Spitzensteuersatzes ändern sich die 
Progressionsstufen. Eine Familie mit zwei Kindern zahlt aber erst ab 
einem Jahreseinkommen von 138.000 euro mehr: 17 Cent im monat!

gereCHte steuern            1 
eine gerechte gesellschAFt brAucht gute bildung, 
inFrAstruktur, stArke geMeinden und schuldenAb-
bAu. deshAlb: eine solidArische beitrAgskultur 
zwischen denen, den es sehr gut geht, und den-
jenigen, die schon hohe belAstungen hAben. wir 
sAgen oFFen, woher dAs geld Für investitionen 
koMMt. 

6

AnteiL Der steuerpFLiCHtigen, Die nACH unseren pLänen        
etWAs meHr* BeitrAgen WerDen

meHr gute Argumente

u	Die Merkel-Regierung hat in den vergangenen Jahren 
 100 milliarden euro neue Schulden gemacht – trotz Rekord-Steuer- 
 einnahmen! Die Gesamtverschuldung liegt bei über 2.000 milli- 
 arden euro. Geld, das unsere Kinder, Enkel und Urenkel zurück- 
 zahlen müssen.
u	Deutschland braucht Investitionen: Zum Beispiel für bessere   
 Bildung: rund 20 milliarden euro. Und für die Verkehrsinfrastruk-
 tur brauchen wir mindestens 2 milliarden euro zusätzlich.
u	das zusätzliche Aufkommen allein durch den neuen Spitzen- 
 steuersatz wird bei rund 6 milliarden euro jährlich liegen. Das  
 ist wichtig für Zukunftsinvestitionen und Schuldenabbau. Weitere  
 Einnahmen kommen unter anderem durch die Vermögenssteuer,  
 die erhöhte Kapitalertragssteuer und die Spekulantensteuer.
u	Bis zu einem zu versteuernden Einkommen von 64.000 euro für  
 singles und 128.000 euro für ehepaare zahlt niemand mehr.  
 der Durchschnittslohn in Deutschland liegt bei rund 30.000 euro  
 im Jahr.

*5%

oHne 
AusWirkung: 

95%



WAs Wir WoLLen 
u	Wir werden nach einer Übergangszeit die Straffreiheit bei Selbstan-
 zeige auf Bagatellfälle begrenzen.
u	Automatischer informationsaustausch in europa – für Transparenz.
  Anonyme Briefkastenfirmen und Stiftungen werden wir verbieten.
u	keine löchrigen steuerabkommen, wie von der Regierung mit der 
 Schweiz geplant.
u	mehr personal für die Finanzverwaltung, eine bundesweite steu-
 erfahndung und härtere strafen für Betrüger.
 
mAnCHe BeHAupten... 
... Steuerhinterziehung sei ein Kavaliersdelikt. Und es gehe um wenige 
Einzelfälle. Das ist falsch! Der Schaden durch Betrug und Steuerver-
meidung ist enorm. Europa verliert schätzungsweise 1.000 Milliarden 
Euro pro Jahr durch Steuerbetrug und Steuervermeidung.
 
konkret heißt das...
... wir haben das schlechte steuerabkommen verhindert. Sonst wären 
Betrüger straffrei geblieben und anonym. Jetzt kann gegen sie ermit-
telt werden und die Schweiz will neu verhandeln.

             gegen steuerBetrug             
steuerbetrug schAdet der gesellschAFt. denn dAs 
geld Fehlt Für wichtige investitionen . bildung 
zuM beispiel, kinderbetreuung oder inFrAstruktur. 
betrogene sind vor AlleM die ehrlichen steuerzAh-
ler, die Alles Allein zAhlen Müssen. 

7 meHr gute Argumente

u	wir werden die gewinnverlagerung in sogenannte steueroasen 
 bekämpfen. Oft sind diese Steuertricks internationaler Konzerne 
 noch legal. Wirksame Empfehlungen der EU gegen Steuervermei-
 dung werden wir in nationales Recht umsetzen.

u	Wir werden den Wettbewerb um die niedrigsten steuern in euro-
 pa beenden: Durch eine gemeinsame Bemessungsgrundlage und 
 Mindeststeuersätze bei der Körperschaftsteuer.

u	Steuerbetrüger werden nicht mehr „auf Zeit spielen“ können: 
 So wie die USA werden auch wir die Verjährungsfristen für 
 steuerbetrug erst mit der Abgabe einer korrekten Steuererklä-
 rung beginnen lassen.

miLLiArDen euro pro JAHr
150

... DurCH steuerBetrug unD steuerVermeiDung – 
geLD, DAss Für inVestitionen unD soZiALes FeHLt.

DeutsCHLAnD VerLiert sCHätZungen ZuFoLge



WAs Wir WoLLen 
u	gleicher Lohn für gleiche Arbeit: mit dem entgeltgleichheitsgesetz  
 sorgen wir dafür, dass Lohndiskriminierung in den Betrieben sichtbar  
 – und anschließend beseitigt wird. 
u	mehr Frauen in die Chef-etagen: mit der 40-prozent-Quote für  
 Vorstände und Aufsichtsräte großer Unternehmen.
u	Das Ehegattensplitting umgestalten zu einem partnerschaftstarif. 
 Damit werden beide Partner individuell besteuert. Die gegensei-
 tigen Unterhaltsverpflichtungen werden steuerlich berücksich-
 tigt. Für bestehende Ehen ändern wir nichts.
 
mAnCHe BeHAupten... 
... wir wollten Frauen und Männern vorschreiben, wie sie leben sollen. 
Das ist falsch! Im Gegenteil geht es um die Freiheit, alte Zwänge zu über-
winden, das Leben nach den eigenen Vorstellungen leben zu können. 

konkret heißt das...
... männer verdienten 2012 durchschnittlich 19,60 euro in der Stunde, 
Frauen 15,21 euro. das sind 22 prozent weniger. Sogar, wenn man 
Teilzeit und Berufsunterbrechungen heraus gerechnet sind, bleiben 
8 Prozent Unterschied. 

gut Für FrAuen unD männer             
FrAuen und Männer sind gleichberechtigt. so steht 
es iM grundgesetz – seit über 60 jAhren. tAtsächlich 
hAben FrAuen Aber iMMer noch schlechtere chAn-
cen: der AuFstieg iM beruF ist schwerer, viele verdie-
nen deutlich weniger Als Männer. schluss dAMit!

8 meHr gute Argumente

u	Zwei Drittel aller Beschäftigten im niedriglohnbereich sind Frauen.  
 Sie verdienen schlecht und haben nur eine kleine Rente zu erwarten.
u	2011 waren rund 67 Prozent der Frauen erwerbstätig – fast die 
 Hälfte davon in Teilzeit. Viele von ihnen, weil sie kein Rückkehrrecht 
 auf ihre alte Arbeitszeit hatten. Das werden wir ändern.
u	Vor allem Berufe, die überwiegend von Frauen ausgeübt werden,  
 haben oft schlechte Arbeitsbedingungen und kaum Aufstiegs- 
 chancen. Zum Beispiel: Dienstleistungs-, Pflege- und Sorgeberufe.

so VieL Weniger VerDienen FrAuen

ZAHNTECHNIKER/-IN

(Quelle: WSI-Lohnspiegeldatenbank
Daten aus 2010 - 2012)

2.710 €

Bruttomonatsverdienste in ausgewählten Berufen in Euro

1.882 €
VERSICHERUNGSKAUFMANN/-FRAU

4.122 €
2.975 €

KOCH/KöCHIN
1.983 €

1.578 €
PHySIOTHERAPEUT/-IN

2.363 €
1.916 €

0 € 1.000 € 2.000 € 3.000 € 4.000 € 5.000 €

-31%

-28%

-20%

-19%

Frauen

Männer



WAs Wir WoLLen 
u	einheitliches system: Alle Neu- und bislang gesetzlich Versicherten 
 kommen automatisch in die Bürgerversicherung. Und auch die bisher 
 privat Versicherten können wählen, ob sie wechseln wollen. 
u	gerechtere Finanzierung: die unteren und mittleren einkommen zah--
 len weniger Beitrag, weil die Arbeitgeber zu gleichen Teilen einbezo-
 gen werden. Und auch die Spitzenverdiener werden gerecht beteiligt.   
u	Bessere Leistungen: Wir werden bessere Leistungen für die 
 Versicherten durchsetzen und – vor allem in der Pflege – für bes-
 sere Arbeitsbedingungen sorgen. 
  
mAnCHe BeHAupten... 
... mit der Bürgerversicherung werde die Versorgung schlechter und 
Arbeitsplätze seien bedroht. Das ist falsch! Vielmehr bringen mehr Bei-
tragszahler mehr Geld in das System. Das heißt: auch bessere Leistun-
gen. Außerdem schaffen wir mehr Stellen in der Krankenpflege.

konkret heißt das...
... Kassenpatienten warten zwei bis drei mal so lange auf Facharztter-
mine wie Privatversicherte. Wir werden dafür sorgen, dass darüber die 
Schwere der Krankheit und nicht die Versichertenkarten entscheidet.

Die BürgerVersiCHerung             
bei unserer gesundheitspolitik steht der Mensch 
iM Mittelpunkt. durch die bürgerversicherung 
schAFFen wir die zwei-klAssen-Medizin Ab und 
gArAntieren verlässliche FinAnzierung und 
uMFAssende, gute versorgung Für Alle. 
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Hausärztliche Versorgung          
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gifhorn  83,3%

uckermark         79,2%

saalekreis                                  64,8%

meHr gute Argumente
u	Besonders strukturschwache Regionen sind von Unterversorgung 
 bedroht. Nicht die Versichertenkarte soll darüber entscheiden wie 
 viel Honorar Ärzte für die Behandlung bekommen - ausschließlich 
 die Versorgung des Patienten. Damit lohnt es sich für Ärzte auch 
 auf dem Land zu praktizieren und nicht mehr nur in gutbetuchten 
 stadtteilen.

u	wir werden patientenrechte ausbauen und den Verbraucher-
 schutz stärken. Die Abzocke bei unnötigen Leistungen beim Arzt 
 werden wir beenden. Alles, was medizinisch notwendig ist, über-
 nimmt die Bürgerversicherung. 

u	wir werden die Krankenhausfinanzierung so reformieren, damit 
 das Geld für mehr Personal auf den Stationen und für eine bes-
 sere Behandlungsqualität eingesetzt wird. 



WAs Wir WoLLen 
u	wir werden mieterhöhungen begrenzen:  
 auf maximal 15 % in vier Jahren. 
u	wird eine wohnung wiedervermietet, darf die Miete um höchs- 
 tens 10 % über die ortübliche Vergleichsmiete angehoben werden. 
u	den makler zahlt nur, wer ihn auch beauftragt hat.
u	die stromsteuer wird um 25 % gesenkt.
u	Die Kosten für energetische sanierung dürfen nur noch zu 9 Pro-
 zent auf die miete umgelegt werden.
 
mAnCHe BeHAupten... 
... Mieter seien gut geschützt. Das ist falsch! Die Merkel-Regierung hat 
ihre Rechte in den letzten Jahren abgebaut, den Heizkostenzuschuss 
beim Wohngeld abgeschafft. Und sie erlaubt Vermietern, 11 % der 
energetischen Sanierungskosten auf die Miete umzulegen.
 
konkret heißt das...
... wir wissen: In einer typischen Mietsituation würde beispielsweise eine 
Studentin mit der SPD-Mietpreisbremse weit über 700 euro sparen – 
jährlich. Und sie muss nicht die rund 1.000 euro für den Makler zahlen.

BeZAHLBAres WoHnen             
vor AlleM in städten werden wohnkosten iMMer 
Mehr zuM probleM: Mieten explodieren, wer eine 
neue wohnung Findet, Muss oFt einen MAkler 
bezAhlen, den er nicht beAuFtrAgt hAt, der stroM 
wird teurer. wohnen dArF Aber kein luxus werden. 

10 meHr gute Argumente
u	Wir führen den Heizkostenzuschuss beim Wohngeld wieder ein.  
 Und wir stärken das Wohngeld als Instrument der sozialen Sicherung.
u	wir fördern den altengerechten umbau von Wohnungen.
u	Wir stärken kommunale und genossenschaftliche Wohnungs- 
 unternehmen. Denn sie sind wichtig für Mietsicherheit und sozial  
 ausgewogene Nachbarschaften.
u	Bis zu 57,1 % ihres verfügbaren einkommens geben Haushalte in  
 Deutschland für ihre Miete aus. Über 78 % der Haushalte empfin- 
 den die monatliche Miete als Belastung (siehe diagramm). 

BeLAstung DurCH monAtLiCHe WoHnkosten 2011

keine finanzielle
Belastung
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Belastung
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WAs Wir WoLLen 
u	unseren Co2-Ausstoß senken: bis 2050 um mindestens 95 Pro-
 zent im Vergleich zu 1990. Dies gelingt mit einem nationales klima-
 schutzgesetz mit festen Zwischenzielen.  In der EU setzen wir uns 
 für eine Anhebung des CO2-Reduktionsziels auf 30  Prozent ein. 
u	Weniger Lärm. mit einem Aktionsprogramm werden wir bis 2020 die
 Zahl der Menschen, die gesundheitlich unter Lärm leiden, halbieren.
u	die führende stellung bei umwelttechnologien ausbauen. denn die-
 ser Industriezweig hat Zukunft: Schon jetzt arbeiten hier europaweit 
 zwei Millionen Menschen. Das jährliche Wachstum beträgt 5 Prozent.

mAnCHe BeHAupten... 
... wir können uns mehr Umweltschutz nicht leisten. Das ist falsch! 
Im Gegenteil ist es viel teurer, nichts zu tun. Experten schätzen, dass 
der ungebremste Verlust der biologischen Vielfalt die Welt bis 2050 
mindestens 7 Prozent der Wirtschaftsleistung (BIP) kosten wird. 

konkret heißt das
... das weltweite BIP lag 2011 bei 70 Billionen Euro. 7 Prozent sind 
5.000 Milliarden Euro – allein für den Verlust biologischer Vielfalt! Hinzu 
kommen weitere Kosten: etwa für die Folgen von Luftverschmutzung.

umWeLt             
eine gesunde und intAkte uMwelt ist die grund-
lAge Für unser leben. gute uMweltpolitik ist vieles: 
investitionen in die zukunFt, chAnce Für unsere 
wirtschAFt und neue Arbeitsplätze.

11 meHr gute Argumente

u	Umweltschutz ist auch für Wirtschaft und Arbeitsplätze wichtig. In 
 der EU hängen rund 7 Prozent aller Arbeitsplätze – fast 14,6 Millio-
 nen – direkt von der biologischen Vielfalt ab. Beispielsweise in der 
 Land- und Forstwirtschaft, in der Fischerei, dem Tourismus und 
 rund um den Naturschutz.
u	Wir werden das nationale Naturerbe um 30.000ha erweitern, 
 Wälder und Forste mit einer naturnahen Waldwirtschaft erhalten, 
 die Umweltbildung verbessern. Außerdem werden wir dafür sor-
 gen, dass sich mindestens 10 Prozent der öffentlichen und min-
 destens 5 Prozent der gesamten Waldflächen natürlich, ohne Ein-
 griff, entwickeln können. 
u	Und wir werden Tierschutzorganisationen ein Verbandsklage-
 recht einräumen, die Massentierhaltung durch baurechtliche 
 Steuerung der Kommunen einschränken und für weniger Tierver-
 suche in der Forschung sorgen. Lebensmittel aus artgerechter 
 Haltung werden klarer gekennzeichnet.
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